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Änderungsantrag zur Geschäftsordnung des Studierendenparlaments
(Ausschluss der Öffentlichkeit bei Anträgen gemäß § 54 Absatz 4 der
Finanzordnung der Studierendenschaft; Antrag B)

Liebes Präsidium des Studierendenparlamentes,
liebe Mitglieder des Studierendenparlaments,

Das Studierendenparlament möge folgende Änderungen beschließen:

1. Füge § 6 Absatz 3 in der Geschäftsordnung des Studierendenparla-
ments hinzu:

(3) Für Tagesordnungspunkte, welche eine Aussetzung oder Redu-
zierung der Aufwandsentschädigung für bestimmte Personen be-
handeln, darf abweichend von Absatz 2 kein Stream zur Verfü-
gung gestellt werden.

2. Füge § 21 Absatz 9 der Geschäftsordnung des Studierendenparla-
ments hinzu:

(9) Anträge für eine Aussetzung oder Reduzierung der Aufwandsent-
schädigung für bestimmte Personen dürfen nur in einer Form ver-
öffentlicht werden, dass nicht erkennbar ist, welcher Person die
Aufwandsentschädigung ausgesetzt oder reduziert werden soll.
Die ausführliche, nicht öffentliche Version der Anträge soll vom
Präsidium per E-Mail an alle Mitglieder des Studierendenparla-
mentes verschickt werden. Selbiges gilt für die Beschlüsse.

3. Füge § 28 Absatz 5 hinzu:

(5) Über Tagesordnungspunkte, welche die Aussetzung oder Redu-
zierung der Aufwandsentschädigung für bestimmte Personen be-
inhalten, ist ein internes Protokoll zu erstellen. Für diese gelten
dieselben Bestimmungen wie für die Protokolle für den Ausschluss
der Öffentlichkeit, definiert in §17 Absatz 5.

Begründung:
Die Privatsphäre von Empfänger*innen sollte geschützt werden, insbeson-
dere wenn es um Anträge zur Aufhebung von AEs geht. Die Anträge können
aktuell ohne größeren Aufwand gestellt werden und sind für jede Person im
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Internet einsehbar. Damit kann unter Umständen unbegründet ein persönli-
cher Schaden für das spätere Leben entstehen, wenn Personen nur lesen,
dass es solche Anträge gegeben hat.

Viele Grüße

Marten Schulz
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